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I. POLITISCHER KONTEXT, FORSCHUNGSSTAND UND QUELLENBASIS

Es ist evident, dass Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen im Kalten Krieg nicht losge-
löst von den politischen Beziehungen der beteiligten Staaten betrachtet werden kön-
nen.1 Das Verhältnis zwischen Österreich und der Tschechoslowakei war vom Ende des 
Zweiten Weltkriegs bis zum Abschluss des bilateralen Vermögensvertrages im Jahre 
1974 nahezu durchgehend erheblich belastet. Die Periode von 1945 bis 1968 kann auch 
als relativ gut erforscht bezeichnet werden.2 Insbesondere ab 1974 erfolgte eine Verbes-

1 Für einen breiten Überblick zu Wirtschaft und Handelsbeziehungen im Kalten Krieg sie-
he: B. GREINER — C. T. MÜLLER — C. WEBER (Hg.), Ökonomie im Kalten Krieg, Ham-
burg 2008.

2 Zu den Beziehungen zwischen Österreich und der Tschechoslowakei nach 1945 liegen 
bereits einige quellenbasierte Studien vor. Diese gehen aber kaum über das Jahr 1968 hi-
naus. Siehe hierzu: P. ULLMANN, Eine schwierige Nachbarschaft. Die Geschichte der diplo-
matischen Beziehungen zwischen Österreich und der Tschechoslowakei 1945–1968, Wien 2006; 
M. DAVID, Österreichisch-tschechoslowakische Beziehungen 1945 bis 1974 unter beson-
derer Berücksichtigung aktueller Themen, Dissertation, Wien 2002; Mit Fokus auf den 
slowakischen Landesteil: D. SCHRIFFL, Tote Grenze oder lebendige Nachbarschaft? Österrei-
chisch-slowakische Beziehungen 1945–1968, Wien 2012. Den besten und aktuellsten Über-
blick zur österreichischen Ostpolitik im Zeitraum 1945/55–1989 bietet der Sammelband: 
A. SUPPAN — W. MUELLER (Hg.), Peaceful Coexistence or Iron Curtain? Austria, Neutrali-
ty and Eastern Europe in the Cold War and Détente, 1955–1989, Wien 2009. Hierin findet 
sich ein Beitrag von David Schriffl der den Zeitraum bis 1968 abdeckt und insbesonde-
re auf den slowakischen Landesteil fokussiert. Siehe zudem: A. SUPPAN, Missgünstige 
Nachbarn. Geschichte und Perspektiven der nachbarschaftlichen Beziehungen zwischen Tsche-
chien und Österreich. Schriftenreihe Club Niederösterreich 8/9/2005, Heidenreichstein-Wi-
en 2005, S. 59–72; O. RATHKOLB, Sensible Beziehungen. Österreich und die Tschechoslowa-
kei, 1945 bis 1989, in: A. KOMLOSY — V. BŮŽEK — F. SVÁTEK (Hg.), Kulturen an der Grenze. 
Waldviertel — Weinviertel — Südböhmen — Südmähren, Wien 1995, S. 77–82; O. RATH-
KOLB, „Ein schwieriges Verhältnis” — Österreich und die ČSR 1945 bis 1950, in: T. WINKEL-
BAUER (Hg.), Kontakte und Konflikte. Böhmen, Mähren und Österreich: Aspekte eines Jahrtau-
sends gemeinsamer Geschichte, Waidhofen an der Thaya 1993, S. 479–490. Auf Verweise 
zur umfangreichen Literatur zum Themenkomplex Österreich und der „Prager Frühling“ 
wird an dieser Stelle verzichtet.
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serung der Beziehungen die aber regelmäßig durch erneute Rückschläge zumindest 
zeitweise in Frage gestellt wurde. Nach dem erfolgreichen ČSSR-Besuch von Bundes-
kanzler Bruno Kreisky 1976, sorgte sein bedingungsloses Eintreten für die Unterzeich-
ner der „Charta 77“ Anfang 1977 für eine erneute Belastung. Kurz nachdem 1979, die für 
die sozialistischen Staaten enorm bedeutende Besuchsdiplomatie, durch die Visite von 
Bundespräsident Rudolf Kirchschläger auf die höchste Ebene gehoben wurde, erfolgte 
die Ausbürgerung des in Österreich weilenden tschechischen Schriftstellers Pavel Ko-
hout. Grenzzwischenfälle und Spionageaffären taten ein Übriges um regelmäßig für 
Verstimmungen zu sorgen. Die Affäre Josef Hodic (die Enttarnung eines als Dissiden-
ten getarnten Agenten, so die zeitgenössische Wahrnehmung) machte eine Verschie-
bung des für 1981 geplanten Gegenbesuches des tschechoslowakischen Staats- und 
Parteichefs Gustáv Husák ins Frühjahr 1982 notwendig, um einen entsprechend unbe-
lasteten Rahmen zu gewährleisten.3 Nichtsdestotrotz — und dies gerät mit verengtem 
Blick auf die bilateralen Beziehungen allzu leicht in Vergessenheit — war das Verhält-
nis der ČSSR zu Österreich im Vergleich zu den Beziehungen zu anderen westlichen 
Staaten vergleichsweise weit entwickelt. Vor diesem Hintergrund mussten Politik und 
Wirtschaft versuchen den bilateralen Handel weiter zu entwickeln.

Der österreichische Osthandel im Kalten Krieg wurde von der zeithistorischen 
Forschung bisher kaum thematisiert. Erst in den letzten Jahren sind gewisse Fort-
schritte erfolgt.4 Insbesondere zu den Wirtschaftsbeziehungen Österreichs mit der 
Tschechoslowakei liegen keine quellenbasierten Studien vor.5

3 Über das Jahr 1968 hinausgehend liegen keine auf Archivquellen basierenden Arbeiten 
vor. Zur Ära Kreisky existiert eine Darstellung basierend auf der zeitgenössischen Medien-
berichterstattung: A. JEHN, Nachbarschaftspolitik im Donauraum. Die besonderen Beziehungen 
Österreichs zur Tschechoslowakei, zu Ungarn und zu Jugoslawien in der Ära Kreisky 1970–1983, 
Dissertation, Würzburg 1996, S. 373–480, zur Wirtschaft insbesondere S. 455–469. Zu den 
gegenseitigen Wahrnehmungen von den 1960er Jahren bis Anfang der 1990er Jahre sie-
he: K. PETERLIK, Komplexe Beziehungen. ČSSR, in: O. RATHKOLB — O. M. MASCHKE — 
S. A. LÜTGENAU (Hg.), Mit anderen Augen gesehen. Internationale Perzeptionen Österreichs 
1955–1990. Österreichische Nationalgeschichte nach 1945, Bd. 2, Wien-Köln-Weimar 2002, 
S. 611–645. Siehe zudem den kenntnisreichen Ausblick bei: ULLMANN, S. 223–234. Der 
Autor dieses Beitrags ist bestrebt in absehbarer Zeit einen eine ersten auf neuen (groß-
teils bereits ausgewerteten) Archivquellen basierenden Überblick zu den Beziehungen in 
der Ära Kreisky zu verfassen. Einen anschaulichen konzisen Überblick zu den wechsel-
vollen Entwicklungen bis 1977 bietet ein Dokument des Außenministeriums, das im Ös-
terreichischen Staatsarchiv lagert: Chronik der Beziehungen zwischen Österreich und der 
ČSSR (1970–1977), in: Amtsvermerk, Gegenstand: T[s]chechoslowakei. Abschiedsdiner für 
Botschafter Komarek, Entwurf einer Rede für den Herrn Bundesminister, gezeichnet Ge-
sandter Tarter, Wien, 13. September 1977, Österreichisches Staatsarchiv (ÖStA), Archiv 
der Republik (AdR), Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten (BMfAA), Sek-
tion II-Pol (II-Pol) 1977, ČSSR, GZ. 35.02.01/6-II.3/77.

4 A. RESCH, Der österreichische Osthandel im Spannungsfeld der Blöcke, in: M. RAUCHENSTEI-
NER (Hg.), Zwischen den Blöcken. NATO, Warschauer Pakt und Österreich, Wien-Köln-Weimar 
2010, S. 497–556; Siehe zudem: G. ENDERLE-BURCEL — P. FRANASZEK — D. STIEFEL  
et al. (Hg.), Gaps in the Iron Curtain. Economic Relations between Neutral and Socialist Countries in 
Cold War Europe, Kraków 2009; G. ENDERLE-BURCEL — D. STIEFEL — A. TEICHOVA (Hg.), „
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Als5 Quellenbasis des vorliegenden Aufsatzes dienen die in Österreich derzeit ver-
fügbaren und der Forschung zugänglichen Archivmaterialien. Im Österreichischen 
Staatsarchiv, Archiv der Republik, sind die Akten der politischen Sektion des Bundes-
ministeriums für auswärtige Angelegenheiten erst bis inklusive 1978 verfügbar, da 
das heutige Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 
mit der Abtretung der Akten an das Archiv hinterherhinkt. Im Falle der wirtschafts-
politischen Akten des Außenministeriums ist die Lage noch schlechter. Diese wurden 
erst bis inklusive 1963 an das Archiv abgetreten. Die Akten des seit 1945 unter ver-
schiedenen Namen firmierenden „Handelsministeriums“ sind zugänglich. Einzelne 
Jahrgänge fehlen aber komplett.6

Aufgrund dieser wenig zufrieden stellenden Quellenlage im Österreichischen 
Staatsarchiv kommt den Akten der Stiftung Bruno Kreisky Archiv besondere Be-
deutung zu. Neben den umfangreichen Ländermaterialen zur ČSSR werden die Ta-
gebücher des österreichischen Handelsministers und Chronisten der Ära Kreisky 
(1970–1983) Josef Staribacher als Hauptquelle herangezogen. Letztere bieten generell 
tiefe Einblicke in den österreichischen Osthandel der Ära Kreisky. Staribacher führte 
detaillierte Aufzeichnungen, die Einblick in den Ablauf bilateraler Verhandlungen, 
den Komplex der Großgeschäfte und den damit in Verbindung stehenden Krediten 
sowie in diesem speziellen Fall auch in die allgemeinen Befindlichkeiten im österrei-
chisch-tschechoslowakischen Verhältnis gewähren.7 Ergänzend werden Quellen aus 

 Zarte Bande”. Österreich und die europäischen planwirtschaftlichen Länder — „Delica-
te Relationships“. Austria and Europe’s Planned Economies, Wien 2006. In diesen beiden 
Sammelbänden findet sich kein Beitrag zu den Wirtschaftsbeziehungen zwischen Öster-
reich und der Tschechoslowakei.

5 Dennoch gibt es überwiegend wirtschaftswissenschaftliche studentische Abschlussarbeiten, 
die auf Basis des bestehenden Wissens und veröffentlichter Zahlen einen nützlichen Über-
blick zu vermitteln vermögen. Siehe beispielsweise (ohne Anspruch auf Vollständigkeit): 
G. AICHINGER, Die Entwicklung der Außenhandelsbeziehungen Österreichs mit Tschechien seit 
1945, Diplomarbeit, Linz 2001. G. BREDBERG, Der österreichische Außenhandel mit Ungarn und 
der ehemaligen Tschechoslowakei nach dem 2. Weltkrieg, Diplomarbeit Wien 1994; A. FRACZEK, 
Anlagenexporte in die Tschechoslowakei: Grundlagen und Fallbeispiel, Diplomarbeit Wien 1989; 
P. SCHILLY, Die Entwicklung des Außenhandels zwischen Österreich und der Tschechoslowakei nach 
1948. Aus österreichischer Sicht, Diplomarbeit Wien 1983; J. STAVEK, Entwicklung des Außenhan-
dels zwischen Österreich und der Tschechoslowakei von 1918 bis 1991, Diplomarbeit, Wien 1992;  
M.-S. WINKLER, Die Rolle der ČSSR bei der Energieversorgung Österreichs, Diplomarbeit, Wien 1988; 
B. WÖRAN, Spezifische Instrumente der Mittel- und langfristigen Außenhandelsfinanzierung im Ost-
geschäft. Grundlagen und Fallbeispiel eines Anlagenexportes in die ČSFR, Diplomarbeit, Wien 1990.

6 Als Überblick zur Quellenlage im Österreichischen Staatsarchiv siehe: D. LAUTNER, Quel-
len zum Osthandel Österreichs am Beispiel ausgewählter Aktenbestände des Archivs der Republik, 
in: G. ENDERLE-BURCEL — D. STIEFEL — A. TEICHOVA (Hg.), „Zarte Bande”. Österreich 
und die europäischen planwirtschaftlichen Länder — „Delicate Relationships“. Austria and Eu-
rope’s Planned Economies, Wien 2006, S. 283–290.

7 Zum Potential dieser einzigartigen Quelle zur Ära Kreisky und zur österreichischen Wirt-
schaftspolitik im Besonderen siehe den Endbericht zum Jubiläumsfondsprojekt „Österrei-
chische Wirtschaftspolitik 1970–2000“, http://www.kreisky.org/endbericht_wirtschafts-
politik.pdf, [cit. 2013–10–24].
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DDR-Provenienz herangezogen, die Einblick in die Sicht des tschechoslowakischen 
„Bruderstaates“ geben. Auf dieser Quellenbasis erfolgt ein erster archivgestützter 
Überblick zu den Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und der ČSSR in der 
Ära Kreisky. Abschließend soll eine erste Einschätzung über die mögliche Signifi-
kanz von Höhen und Tiefen der politischen Beziehungen für die Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen getroffen werden. Endgültige Urteile müssen zukünftigen 
Forschungen unter Berücksichtigung von Akten aus tschechoslowakischer Proveni-
enz vorbehalten bleiben.

II. GRUNDTENDENZEN DES ÖSTERREICHISCHEN OSTHANDELS  
IM KALTEN KRIEG

Der gemeinsame Wirtschaftsraum des Habsburger Reiches hörte mit dem Ende 
des Ersten Weltkriegs und dem Zerfall der Donaumonarchie zu existieren auf. Dies 
zeigte sich bereits in der Zwischenkriegszeit deutlich. Nach 1945 sanken die Anteile 
der Nachfolgestaaten am österreichischen Außenhandel noch weiter ab. Der Grund 
hierfür war die Ost-West-Teilung des Kontinents die sich mit Ausbruch des Kalten 
Krieges in der zweiten Hälfte der 1940er Jahre zementierte. Auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht erfolgten auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs unterschiedliche Integ-
rationsschritte. Dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) standen die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die European Free Trade Association 
(EFTA) gegenüber, wobei das seit 1955 neutrale Österreich Gründungsmitglied letzte-
rer war. Dennoch sollte der Osthandel fixer Bestandteil des Außenhandels der Zwei-
ten Republik bleiben. Bis 1955 war der RGW-Raum für Österreich ein wichtiger, aber 
in seiner Bedeutung stetig sinkender Wirtschaftsraum geblieben. Die Handelsbilanz 
war stets passiv. Freilich lief ein Gutteil des Handels mit österreichischen Waren in 
der Besatzungszeit 1945–1955 über die Unternehmen des sowjetischen Besatzungs-
apparates ab und entzog sich somit der österreichischen Statistik. Von 1956 bis 1971 
schwankte der Anteil der sozialistischen Staaten am österreichischen Außenhan-
del zwischen 10 % und 15 %. Die österreichische Handelsbilanz mit dem gesamten 
RGW-Raum wurde in diesem Zeitraum aktiv. Während Österreich vor allem Halb- 
und Fertigwaren, Maschinen und Verkehrsmittel exportierte, importierte es aus dem 
RGW-Raum primär Brennstoffe, Nahrungsmittel und Rohstoffe. Dies galt auch für 
die Tschechoslowakei, weshalb sich diese stets über die Warenstruktur des bilatera-
len Handels beklagte. Mitte der 1970er Jahre erlebte der österreichische Osthandel 
ein zwischenzeitliches Hoch. 1975 stieg die Ostexportquote auf den Rekordwert von 
17%. Das sozialistische Lager wollte seine Modernisierung durch verstärkte Importe 
vorantreiben. Dies war jedoch nur kreditfinanziert möglich. Insbesondere die ver-
staatlichte Industrie Österreichs profitierte von Geschäften, die im Rahmen der ös-
terreichischen Exportförderung kreditiert wurden. So konnten beispielsweise große 
Industrieanlagenbauten realisiert werden. Dabei ging es aber nicht primär um eine 
Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen mit den sozialistischen Staaten, sondern 
auch darum, die Beschäftigtenzahlen in der verstaatlichten Industrie zu erhalten, 
was ein ausdrückliches Ziel Kreiskys war. In absoluten Zahlen erlebte der Osthandel 
auch in weiterer Folge eine stetige Ausweitung, der Anteil der ČSSR (wie auch jener 
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der anderen RGW-Staaten) am Gesamtaußenhandel Österreichs sank aber dennoch 
kontinuierlich.8 Der Anteil der Tschechoslowakei am österreichischen Außenhandel 
betrug 1947 noch gut 10 %, um 1960 war er auf zirka 2 % gesunken, auch 1975 lag er 
nur wenig über der 2%-Marke um dann bis zum Ende des Kalten Krieges noch wei-
ter abzusinken.9

III. DIE WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN ZWISCHEN ÖSTERREICH 
UND DER TSCHECHOSLOWAKEI IN DER ÄRA KREISKY

Nach diesem kurzen Überblick zum österreichischen Osthandel wird nun im De-
tail auf die Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und der 
Tschechoslowakei in der Ära Kreisky von 1970 bis 1983 auf Basis der neu ausge-
werteten Quellen eingegangen. In einem ersten Schritt wird die Entwicklung der 
Handelsbeziehungen dargestellt. Nach einer Charakterisierung der Ausgangslage 
bis 1974 wird auf die weitere Entwicklung bis zum Ende der Regierungszeit Kreis-
kys eingegangen. Neben den allgemeinen Entwicklungstendenzen und Problemen 
des bilateralen Handels werden das wirtschaftliche Engagement der verstaatlich-
ten Industrie sowie die Problematik der Handelsvertragsverhandlungen themati-
siert. Einen weiteren Komplex stellen die Energieimporte im weitesten Sinne dar, 
die ständige Konstante und Problemfeld in den trilateralen Beziehungen zwischen 
Österreich, der Tschechoslowakei und Polen aber in weiterer Folge auch mit Un-
garn waren.

III. 1. AUSGANGSLAGE BIS ZUR  
„NORmALISIERUNG“ dER BEZIEHUNGEN
Zu Beginn der Ära Kreisky existierten in den bilateralen Handelsbeziehungen ei-
nige offene Fragen. Der österreichisch-tschechoslowakische Außenhandel war in den 
ersten Nachkriegsjahren durch die Abwicklung von Kompensationsgeschäften (bei-
spielsweise tschechoslowakische Kohle gegen österreichischen Stahl) gekennzeich-
net. Mit dem Abschluss eines Zahlungsabkommens klassischen Typs im Jahre 1948 
konnte der Handel aber relativ rasch in geregelte Bahnen gelenkt werden. Der Dol-
lar fungierte als Verrechnungseinheit und ein Überziehungskredit wurde festgelegt. 
Die Abwicklung des Handels über Clearing-Konten in Verrechnungsdollar sollte mit 
1. Jänner 1972 der Vergangenheit angehören. Es wurde auf frei konvertierbare Wäh-
rung umgestellt, die Zahlungen erfolgten in der Regel in österreichischen Schilling. 
Ein neues langfristiges Handelsabkommen konnte erst 1972 abgeschlossen werden. 

8 Siehe hierzu als besten Überblick: RESCH, S. 497–556. Als konzisen Überblick zur Wirt-
schaftsentwicklung der Zweiten Republik siehe: F. BUTSCHEK, Vom Staatsvertrag zur 
EU. Österreichische Wirtschaftsgeschichte von 1955 bis zur Gegenwart, Wien-Köln-Weimar 
2004; zur tschechoslowakischen Wirtschaft nach 1945 siehe: J. KOSTA, Die tschechische/
tschechoslowakische Wirtschaft im mehrfachen Wandel, in: Wirtschaft, Forschung und Wis-
senschaft, Bd. 13, Münster 2005, S. 55–154, für den hier behandelten Zeitraum insbeson-
dere S. 125–154.

9 Zahlen nach: AICHINGER, S. 33, sowie en détail S. 42–43.
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Das Abkommen trat mit 1. Jänner 1973 in Kraft und sollte bis Ende 1977 Gültigkeit be-
halten.10 Anlässlich der Unterzeichnung in Wien bezeichnete der tschechoslowaki-
sche Außenhandelsminister Andrej Barčák die darin weiterhin enthaltenen Waren-
listen gegenüber dem österreichischen Handelsminister als „vollkommen antiquiert“. 
Staribacher verwies auf die mit 1975 in Kraft tretende weitere Liberalisierung.11

In Anbetracht des 1972 realisierten Freihandelsabkommens Österreichs mit der 
EWG, stand auch die Liberalisierung des Handels mit den sozialistischen Staaten 
auf der Tagesordnung.12 Diese erfolgte im selben Ausmaß wie sie auch den ande-
ren GATT-Mitgliedsstaaten gewährt wurde und trat mit 1. Jänner 1975 in Kraft. Im 
Falle der Tschechoslowakei galten für das Jahr 1975 aber noch Listen mit einfuhrbe-
schränkten Positionen, die erst mit 1. Jänner 1976 aufgehoben wurden. Für die Wa-
rengruppe „Textilien und Bekleidung“ wurde eine Sondervereinbarung getroffen, 
„die eine Ausgeglichenheit des einschlägigen Warenverkehrs“ vorsah.13 Mit der Libera-
lisierung der Einfuhren wurde in Österreich das sogenannte Vidierungsverfahren 
eingeführt. Dieses sollte der Kontrolle der Einfuhren dienen und Dumpingpreise auf 
dem österreichischen Markt verhindern. Von den RGW-Staaten wurde dieses Verfah-
ren vehement als diskriminierend abgelehnt.14 Der Wert der abgelehnten Einfuhren 
blieb aber stets marginal. Im Falle der ČSSR waren gelegentlich unterpreisige Ze-
ment-15 und Holzexporte16 betroffen. Daher fanden sich die meisten Staaten bis Ende 
der 1970er Jahre damit ab, auch wenn rhetorisch weiter dagegen protestiert wurde.17 

10 Entwicklung und Stand der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Österreich und der 
ČSSR, Stand Anfang 1976, Stiftung Bruno Kreisky Archiv (StBKA), Länderbox ČSSR 1. Für 
den Abkommenstext siehe: Langfristiges Handelsabkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Re-
publik für den Zeitraum vom 1. Jänner 1973 bis 31. Dezember 1977 samt Notenwechsel, 
Bundesgesetzblatt (BGBl.) Nr. 477/1972, 29. Dezember 1972 (Datum der Kundmachung).

11 Staribacher-Tagebücher, 7. November 1972, StBKA.
12 M. GEHLER, Der lange Weg nach Europa. Österreich vom Ende der Monarchie bis zur EU: Dar-

stellung, Bd.1, Innsbruck-Wien-München-Bozen 2002, S. 260–264; RESCH, S. 497–556, 
hier S. 523–525.

13 Information für den Herrn Bundeskanzler; Betr.: Österreichisch-tschechoslowakische 
Wirtschaftsbeziehungen, gezeichnet Sektionschef Meisl, Wien, 4. Februar 1976, Zl. 
26.196.4/2-II/76, StBKA, Länderbox ČSSR 1.

14 Zum Vidierungsverfahren siehe: Resch, Der österreichische Osthandel im Spannungsfeld 
der Blöcke, S. 497–556, hier S. 524.

15 Exemplarisch hierfür: Staribacher-Tagebücher, 5. Juni 1978, StBKA; Staribacher-Tagebü-
cher, 30. August 1978, StBKA.

16 Exemplarisch: Staribacher-Tagebücher, 7. Juni 1982, StBKA. Siehe auch hinsichtlich der 
großen Mengen: Staribacher-Tagebücher, 26. Juli 1982, StBKA; und Staribacher-Tagebü-
cher, 11. Juni 1982, StBKA.

17 Insbesondere in den Verhandlungen zu einem neuen langfristigen Handelsvertrag ab 1977 
wurde trotz der verhältnismäßig geringen Bedeutung das Ende des Vidierungsverfahrens 
offen gefordert. Siehe hierzu ausführlicher den Abschnitt zu den Verhandlungen über den 
Handelsvertrag. Exemplarisch: Staribacher-Tagebücher, 17. Mai 1979, StBKA; Das Vidie-
rungsverfahren wurde seitens der sozialistischen Staaten zu einem Feindbild hochstili-
siert, sodass die in Wahrheit wertmäßig geringe Zahl von abgelehnten Importen mitunter 
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Ebenfalls als Diskriminierung wurde die im Vergleich zu den EG und EFTA-Staaten 
hohe Zollbelastung der Exporte der RGW-Staaten gesehen. An dieser Stelle sei jedoch 
angemerkt, dass 72 % der tschechoslowakischen Exporte nach Österreich bereits 
Ende 1975 zollfrei erfolgten.18 Das grundsätzliche Fortbestehen der Zölle im bilate-
ralen Handel wurde von tschechoslowakischer Seite dennoch bei jeder Gelegenheit 
kritisiert.19

Ein weiteres Problem in der ersten Hälfte der 1970er Jahre stellte das österrei-
chische Defizit im bilateralen Handel dar, das aber in diesem Zeitraum niemals die 
400 Millionen Schilling-Marke überstieg. Österreich verlangte einen Ausgleich des 
Saldos durch verstärkte Importe seitens der ČSSR. Dies konnte die tschechoslowa-
kische Seite freilich nicht zusagen, jedoch wurde unter der Hand bedeutet, dass 
man seitens der ČSSR daran dachte einen Teil der Importe aus der Bundesrepublik 
Deutschland auf Österreich umzulenken. Als der Hauptgrund für das Zurückbleiben 
der österreichischen Importe wurde der Devisenmangel der ČSSR erkannt.20 Zudem 
bestand das Problem, dass die Außenhandelsstatistiken beider Länder höchst unter-
schiedliche Werte auswiesen. Während die österreichische Statistik ein deutliches 
Passivum zeigte, ging die tschechoslowakische Statistik, die auch über Österreich 
abgewickelte Transitgeschäfte in den bilateralen Handel einrechnete, von einem ös-
terreichischen Aktivum aus. Dieser durch die unterschiedlichen Statistiken bedingte 
Streitpunkt sollte im gesamten Untersuchungszeitraum fortbestehen.21

auch bei den Vertretern dieser Staaten für Verwunderung sorgen konnte. Als Bundes-
präsident Kirchschläger 1979 die Tschechoslowakei besuchte, wollte der an den Gesprä-
chen teilnehmende tschechoslowakische Außenminister Bohuslav Chňoupek nicht glau-
ben, dass bei einem Gesamtimportvolumen von 3,5 Milliarden Schilling, lediglich Importe 
in der Höhe von 13 Millionen Schilling abgelehnt wurden. Siehe: Staribacher-Tagebücher, 
12. März 1979, StBKA.

18 Siehe hierzu: Information für den Herrn Bundeskanzler; Betr.: Österreichisch-tschechos-
lowakische Wirtschaftsbeziehungen, gezeichnet Sektionschef Meisl, Wien, 4. Februar 
1976, Zl. 26.196.4/2-II/76, StBKA, Länderbox ČSSR 1.

19 Die Proteste setzten verstärkt Ende 1975/Anfang 1976 ein. Fortan wurde kontinuierlich 
auf die sogenannten „Zolldiskriminierungen“ hingewiesen. So beispielsweise im Rahmen 
der Sitzungen der Gemischten Kommission: [Vorbereitungsmappe] Offizieller Besuch des 
Vorsitzenden der Regierung der ČSSR Dr. Lubomír Štrougal in Österreich (22. bis 23. No-
vember 1977), StBKA, Länderbox ČSSR 2; bei Gesprächen der beiden Handelsminister: 
Staribacher-Tagebücher, 15. März 1979, StBKA; sowie auch im Rahmen von Staatsbesu-
chen auf höchster Ebene: Staribacher-Tagebücher, 12. März 1979, StBKA.

20 Staribacher-Tagebücher, 12. September 1971, StBKA.
21 Exemplarisch hierfür zu Beginn der Ära Kreisky: Staribacher-Tagebücher, 12. Septem-

ber 1971, StBKA; 1975 war im ersten Halbjahr auf österreichischer Seite ein Defizit von 
200 Millionen Schilling aufgelaufen. Über das Ausmaß des Defizits bestanden wie üb-
lich „grosse statistische Differenz, die Tendenz ist aber selbst nach Barčák steigend“. Siehe: Sta-
ribacher-Tagebücher, 14. August 1975, StBKA; Anlässlich der Sitzung der Gemischten 
Kommission im Mai 1981, als Österreich bereits ein Passivum von 1 Milliarde Schilling zu 
Buche stehen hatte, liest sich der Eintrag Staribachers wie folgt: „Nach tschechischen Unter-
lagen die ja nicht das Bezieherland, sondern erfassen wohin sie die eingeführten Waren bezahlen[,] 
sind wir aktiv. Dies zeigt, daß wir einen riesigen Transit in die Tschechoslowakei haben müssen.“ 
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Die Handelsbeziehungen waren bis 1974 erheblich weniger belastet als die politi-
schen Beziehungen, jedoch fehlte ihnen jede Dynamik. Mit dem Abschluss des Vermö-
gensvertrages 1974 erfolgte schließlich die Normalisierung der bilateralen Beziehun-
gen. Die ČSSR verpflichtete sich zur Zahlung einer Globalsumme von einer Milliarde 
Schilling.22 Bereits zuvor wurde die handelspolitische Ebene seitens der ČSSR dazu 
genützt, zu betonten, das man bestrebt sei, zu einer Normalisierung im Verhältnis 
zu Österreich zu kommen. Staribacher verfolgte diese Tendenz aufmerksam.23 Eben 
dieser Vermögensvertrag spielte auch eine nicht unbedeutende Rolle in der weite-
ren Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen. Im Vorfeld des Vertragsabschlusses 
hatte Staribacher gegenüber Barčák betont, dass der aktive Handelsbilanzsaldo der 
ČSSR eine rasche Abwicklung der Zahlung der Entschädigungssumme ermöglichen 
würde. Nachdrücklich wies er auf die Bedeutung eines baldigen Abschlusses hin: 
„Ihr Stein wie ich sagte muss aus dem Weg geschaffen werden, bevor es zu normalen Bezie-
hungen kommen kann.“24 Nach dem Abschluss des Vermögensvertrages wurden die 
Gesandtschaften beider Länder in den Rang von Botschaften erhoben. Wechselsei-
tige Außenministertreffen fanden statt. Eine Allgemeine Gemischte Kommission, wie 
sie beispielsweise auch mit Ungarn existierte, wurde eingerichtet. Diese sollte der 
problemfreien Entwicklung der bilateralen Beziehungen dienen. Mit dem Besuch 
Kreiskys in der ČSSR 1976 schien die endgültige Normalisierung der Beziehungen ge-
lungen. Wie eingangs bemerkt sollte die Freude darüber nur von kurzer Dauer sein.

III. 2. dIE ENTWICKLUNG dER WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN  
vON dER „NORmALISIERUNG“ BIS ZUm ENdE dER ÄRA KREISKY
Bezeichnend für das erst kürzlich normalisierte bilaterale Verhältnis notierte Sta-
ribacher nach einem Besuch der ČSSR im August 1975 in sein Tagebuch: „Die Offen-
heit und die Gastfreundschaft der Tschechen sind für mich überraschend.“25 „Ende 1975 

Siehe: Staribacher-Tagebücher, 21. Mai 1981, StBKA; 1982 war Staribacher ob dieser Situa-
tion zunehmend frustriert. Als er das österreichische Passivum in der Höhe von 3 Milliar-
den zur Sprache brachte, wurde ihm die tschechoslowakische Statistik, wonach der Han-
del ausgeglichen war, entgegengehalten. Staribacher notierte resigniert: „Ich glaube, auf 
die Dauer ist es wirklich unerträglich, daß insbesondere mit den Staatshandelsländern derartige 
statistische Differenzen aufscheinen können, hier müsste entweder versucht werden, doch eine ge-
meinsame Linie zu finden, oder man müsste fast 2 Statistiken Herkunftsländer und Bezugsländer 
führen.“ Siehe: Staribacher-Tagebücher, 21.–23. Mai 1982, StBKA.

22 Siehe hierzu zuletzt und erstmals unter umfassender Auswertung von Archivquel-
len tschechoslowakischer Provenienz: A. DOBEŠ, Der lange Weg zum Vermögensausgleich 
zwischen Österreich und der Tschechoslowakei, in: G. M. SPRENGNAPEL — N. PERZI — 
M. STEHLÍK (Hg.), Die Ära Kreisky in Österreich und die Normalisierungsperiode in der ČSSR. 
Politik und Kultur. Schriftenreihe der Ständigen Konferenz österreichischer und tschechischer His-
toriker zum gemeinsamen kulturellen Erbe, Bd. 1, Wien 2013 (im Erscheinen); Siehe zudem 
zusammenfassend: A. SUPPAN, Hitler — Beneš — Tito. Konflikt, Krieg und Völkermord in Ost-
mittel- und Südosteuropa, 3 Bde., Wien 2014, S. 1569–1571. 

23 Staribacher-Tagebücher, 9. Oktober 1972, StBKA.
24 Staribacher-Tagebücher, 10. September 1974, StBKA; sowie zum Zusammentreffen mit 

Barčák: Staribacher-Tagebücher, 14. September 1974, StBKA.
25 Staribacher-Tagebücher, 14. August 1975, StBKA.
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blickte Staribacher optimistisch in die Zukunft: „Ich selbst bin auch überzeugt, dass jetzt 
nachdem die politische Seite in Ordnung ist, die Wirtschaft noch grössere Ergebnisse wird 
erzielen können, als zur Zeit der gespannten Vermögensverhandlungen, Grenzzwischen-
fälle usw.“26 Hinzu kam, dass die Handelsbilanz 1975 erstmals nach Jahren wieder fast 
ausgeglichen war. Die ČSSR nahm zu diesem Zeitpunkt in der österreichischen Ge-
samteinfuhr (mit einem Anteil von 2 %) die 12. Stelle und im Rahmen der Gesamt-
ausfuhr (mit einem Anteil von 2,43 %) die 13. Stelle ein. Im Handel Österreichs mit 
den RGW-Staaten stand die ČSSR einfuhrseitig an 2. Stelle (nach der Sowjetunion), 
ausfuhrseitig an 4. Stelle (nach Polen, Ungarn und der Sowjetunion). Der beidersei-
tige Warenverkehr hatte sich in den Jahren zuvor in absoluten Zahlen erheblich aus-
geweitet. Importseitig war die Ausweitung vorwiegend auf den vermehrten Bezug 
von Brennstoffen, Holz und chemischen Erzeugnissen zurückzuführen. Bei den ös-
terreichischen Exporten war eine wesentliche Steigerung bei Maschinen und Ver-
kehrsmitteln, diversen Halb- und Fertigwaren sowie chemischen Erzeugnissen er-
folgt. Zu den wichtigsten tschechoslowakischen Ausfuhrgütern zählten Brennstoffe, 
Holz, PKW, chemische Erzeugnisse, Eisen und Stahl, Textilien, Getreide und Eier. 
Zu den bedeutendsten österreichischen Exportwaren gehörten Maschinen, chemi-
sche Erzeugnisse, Papier und Pappe, Eisen und Stahl sowie mineralische Rohstoffe. 
Auch im Bereich der wirtschaftlichen Kooperation hoffte man nun auf eine Auswei-
tung. Anlass zur Skepsis bot die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage der ČSSR. 
Die krisenbedingt erschwerten Absatzchancen im Westen wirkten sich beträchtlich 
aus und führten zu spürbaren Exportrückgängen. Die geringeren Deviseneingänge 
waren wiederum für verminderte Einkaufsmöglichkeiten verantwortlich, die bald 
auch im bilateralen Handel schlagend wurden. Die Verschuldung der ČSSR gegen-
über westlichen Staaten hatte bei weitem noch nicht jenen Umfang erreicht wie bei 
anderen RGW-Staaten. Trotz der eher skeptischen Prognose hoffte man auf weitere 
Aufträge aus der ČSSR.27 Die zu diesem Zeitpunkt laufenden Geschäfte bescherten 
Österreich in den Jahren 1976/77 eine aktive Handelsbilanz. Ebenfalls Anteil daran 
dürften die in jährlichen Raten erfolgenden Zahlungen aus dem Vermögensvertrag 
gehabt haben, die zumindest von Seiten der ČSSR in die bilaterale Handelsbilanz ein-
gerechnet wurden.28

26 Staribacher-Tagebücher, 13. November 1975, StBKA.
27 Information für den Herrn Bundeskanzler; Betr.: Österreichisch-tschechoslowakische 

Wirtschaftsbeziehungen, gezeichnet Sektionschef Meisl, Wien, 4. Februar 1976, Zl. 
26.196.4/2-II/76, StBKA, Länderbox ČSSR 1; Siehe für eine ähnliche konzise Aufstellung: 
Amtsvermerk, Gegenstand: Neuer Botschafter der ČSSR in Österreich; Information für 
den Herrn Bundespräsidenten, gezeichnet Gesandter Tarter, Wien, 28. September 1977, 
ÖStA, AdR, BMfAA, II-Pol 1977, ČSSR, GZ. 35.02.01/7-II.3/77.

28 Zahlen nach ULLMANN, S. 285. Die Frage ab die Zahlungen aus dem Vermögensvertrag 
auch in die österreichische Außenhandelsbilanz einflossen muss an dieser Stelle noch un-
geklärt bleiben. Die Inhalte ostdeutscher Akten weisen jedenfalls in diese Richtung. Be-
reits vor Abschluss des Vermögensvertrages wurde im Jahr 1972 in einem Akt des Minis-
teriums für Auswärtige Angelegenheiten der DDR vermerkt: „Die von der ČSSR zu zahlende 
Summe würde in 5 bis 6 Jahren über den Außenhandel abgetragen werden.“ Siehe: Krolikowski 
an Schulz, Prag, 12. April 1972, PA, AA, MfAA, C 1419, Bl. 25–27. Ende 1979 vermerkte ein 
Akt selber Provenienz, dass das nunmehrige österreichische Defizit (auch wenn in diesem 
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III. 2. A) dIE GESCHÄFTE dER vERSTAATLICHTEN
Österreichs verstaatlichte Industrie drängte im Gefolge der weltweiten Wirtschafts-
krise der ersten Hälfte der 1970er Jahre auf verstärkte Exporte in die sozialistischen 
Staaten. Insbesondere in den Industrieanlagenbau wurden große Hoffnungen ge-
setzt.29 Seitens der ČSSR hatte man Staribacher zu verstehen gegeben, dass man grö-
ßere Projekte in Österreich kaufen wollte, im Gegenzug erwartete man aber eine 
Änderung der Warenstruktur des bilateralen Handels. In Zukunft wollte man nach 
Österreich nicht nur Rohstoffe wie Kohle oder Elektrizität, sondern verstärkt auch 
Maschinen exportieren. Staribacher notierte hierzu in sein Tagebuch: „Hier bewährt 
sich unser Wirtschaftssystem, denn ich kann mich zu so etwas nicht verpflichten.“ Ihm war 
aber klar, dass im Falle von größeren Aufträgen Kompensationsgeschäfte verlangt 
werden würden.30

Bis Mitte der 1970er Jahre war es der VÖEST-Alpine AG gelungen erste Großauf-
träge aus der ČSSR an Land zu ziehen. Darunter war beispielsweise die Errichtung ei-
ner Äthylenanlage in Záluží u Litvínova. Weitere Aufträge im Bereich des Chemiean-
lagenbaus wurden realisiert. Zudem errichtete die VÖEST das LD-Stahlwerk Košice 
II in der Ostslowakei. Insgesamt wurden Aufträge im Gesamtwert von ungefähr 3,8 
Milliarden Schilling mit der ČSSR abgewickelt. Als nächstes strebte man nach Auf-
trägen zur Errichtung von Zellstoffwerken (Papierfabriken) in Ružomberok/Rosen-
burg (im slowakischen Landesteil) sowie in Paskov/Paskau (nahe der tschechischen 
Stadt Ostrava/Ostrau).31 Der Auftrag in Ružomberok ging an eine Konkurrenzfirma 
aus Kanada, die wiederum die Andritz AG mit 20 % an dem Auftrag beteiligte.32 Um 
den Auftrag in Paskov konkurrierten sehr zum Missfallen des österreichischen Han-
delsministers zwei österreichische Unternehmen. Neben der verstaatlichten VÖEST 
hatte auch die Andritz AG ein Angebot gelegt. Staribacher fürchtete: „Wieder einmal 
konkurrenzieren sich zwei österr[eichische] Firmen und ein Dritter wird der lachende 
Dritte sein.“33 Österreichs Wirtschaft und Politik lobbyierten massiv um diesen Auf-

Dokument irrigerweise von einem tschechoslowakischen Defizit gesprochen wird) „offen-
bar darauf zurückzuführen sei, daß die tschechoslowakischen Rückzahlungen an Österreich für 
enteignetes österreichisches Eigentum im wesentlichen abgeschlossen sind“. Siehe: Information 
über den offiziellen Besuch des Außenministers Österreichs, Willibald Pahr, in der ČSSR 
vom 15. bis 17. November 1979, gezeichnet Gesandter Diesser, Prag, 21. November 1979, PA, 
AA, MfAA, C 3750, Bl. 11–16.

29 Für eine konzise Zusammenfassung siehe: R. STÖGER, Die verstaatlichte Industrie in der 
Zweiten Republik, in: H. ANDROSCH — A. PEPLINKA — M. ZOLLINGER (Hg.), Karl Wald-
brunner. Pragmatischer Visionär für das neue Österreich, Wien 2006, S. 237–258; ausführ-
licher: I. KASTIL, Von der Verstaatlichung zur Privatisierung — Untersuchung eines wirt-
schaftstheoretischen und wirtschaftspolitischen Paradigmenwechsels am Beispiel Österreich, 
Dissertation Wien 2006, hierzu insbesondere S. 203–205.

30 Staribacher-Tagebücher, 6. Juni 1974, StBKA.
31 Memorandum für den Herrn Bundeskanzler, gezeichnet Koller und Matthes, Linz, 29. 

Jänner 1976, StBKA, Länderbox ČSSR 1.
32 Staribacher-Tagebücher, 30. August 1978, StBKA.
33 Staribacher-Tagebücher, 22. Dezember 1978, StBKA. Zahlreiche weitere Tagebuchein-

träge zeugen von Staribachers Sorgen wegen der direkten Konkurrenz der beiden öster-
reichischen Unternehmen. Siehe hierzu: Staribacher-Tagebücher, 5. April 1979, StBKA; 
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trag im Wert von vier Milliarden Schilling an Land zu ziehen. So zum Beispiel auch 
Außenminister Willibald Pahr in den Jahren 197934 und 1980.35 Für die Entscheidung 
zugunsten Österreichs soll der tschechoslowakische Ministerpräsident Lubomír Št-
rougal persönlich verantwortlich gewesen sein,36 der stets sehr um eine Intensivie-
rung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und der ČSSR bemüht war.37 
Jedoch ging der Auftrag 1980 an die Andritz AG und nicht an die verstaatlichte VÖ-
EST,38 mit der die ČSSR im Zuge der Errichtung der Äthylenanlage in Záluží auch 
negative Erfahrungen gemacht hatte. 39

III. 2. B) HOHES dEFIZIT UNd WENIG KOOPERATION 
Am ENdE dER ÄRA KREISKY
Die Entwicklungen auf dem Gebiet des Anlagenbaus erreichten nicht jene Dynamik 
die beispielsweise mit der DDR erreicht werden konnte. Dort wurden anlässlich der 
großen Staatsbesuche jeweils Milliardengeschäfte abgeschlossen. Bereits anlässlich 

Staribacher-Tagebücher, 12. Juni 1979, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 10. März 1980, 
StBKA; Staribacher-Tagebücher, 24. März 1980, StBKA.

34 Im November 1979 absolvierte Pahr einen umstrittenen (stark ökonomisch motivierten) 
Besuch in Prag. Diesmal hatte er die „Krisenfeuerwehr“ in den seit der Ausbürgerung Pa-
vel Kohouts erneut belasteten bilateralen Beziehungen zu spielen. Die DDR-Vertretung in 
Prag sah das „Hauptmotiv“ des Besuchs im österreichischen Interesse an einer Erhöhung 
der Exporte in die ČSSR. Ausdrückliches Ziel war es den Auftrag für den Bau des Zellulo-
se-Werks in Paskov zu erhalten. Hierzu wurde festgehalten: „Diesem Wunsch hat die ČSSR 
faktisch bereits entsprochen.“ Siehe: Gerd König an Oskar Fischer, Prag, 28. Dezember 1979, 
PA, AA, MfAA, C 3750, Bl. 33–35.

35 Resumeeprotokoll über das bilaterale Gespräch zwischen dem Herrn Bundesminister und 
Außenminister Bohuslav Chňoupek am 16. Mai 1980 im Hotel Bristol, StBKA, Länderbox 
ČSSR 7.

36 [Vorbereitungsmappe] Arbeitsbesuch des Ministerpräsidenten der ČSSR, L. Štrougal, in 
Österreich; Mai 1981, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbeziehungen“, StBKA, Län-
derbox ČSSR 4.

37 Anlässlich des Besuches von Bundespräsident Kirchschläger in der ČSSR notierte Stari-
bacher, der der österreichischen Delegation angehörte, dass Ministerpräsident Štrougal, 
„der mich äußerst freundlich […] begrüßte und mit mir Gespräche führte, […] bei der Verabschie-
dung [noch meinte], machen sie recht viel Geschäfte mit uns. Ich konnte ihm schwerlich erwidern, 
dies liegt an ihnen und an den österreichischen Firmen. […] Interessant war für mich der Hinweis 
von tschechischer Seite, dass sich wegen des Zellstoffprojektes das Zentralkomitee schon damit be-
schäftigt und Österreich unbedingt zum Zug kommen lassen will.“ Siehe: Staribacher-Tagebü-
cher, 12. März 1979, StBKA.

38 Staribacher war irrigerweise zunächst von einer Vergabe an die VÖEST ausgegangen und 
hatte Generaldirektor Heribert Apfalter dahingehend informiert. Siehe: Staribacher-Ta-
gebücher, 1. Juli 1980, StBKA.

39 Das 1975 an die VÖEST vergebene Anlagebauprojekt war nicht zeitgerecht fertig gewor-
den und die Anlage lief im Jahr 1980 noch immer nicht einwandfrei. Staribacher notierte 
nach einem Gespräch mit Vizeaußenhandelsminister Štrougal (dem Bruder des Minister-
präsidenten) in sein Tagebuch, dass dieser „meinte vielleicht ist die tschechische Seite mit 40 % 
auch schuld. Wichtig ist, daß dies jetzt sofort bereinigt wird“. Staribacher-Tagebücher, 16. Ok-
tober 1980, StBKA; siehe auch: Staribacher-Tagebücher, 24. März 1980, StBKA.



mAxImILIAN GRAF 109

OPEN
ACCESS

des Besuches von Bruno Kreisky, der 1978 als erster westlicher Regierungschef in die 
DDR reiste, konnten große Aufträge an Land gezogen werden. Der größte Coup ge-
lang aber 1980. Anlässlich des ersten offiziellen Westbesuches von DDR-Staats- und 
Parteichef Erich Honecker (der zu einem Zeitpunkt stattfand als sich sowohl die in-
ternationale Lage im Kalten Krieg als auch das deutsch-deutsche Verhältnis stark 
eingetrübt hatten) wurde der VÖEST der Auftrag zur Errichtung eines Konverter-
stahlwerkes in Eisenhüttenstadt im Wert von 12 Milliarden Schilling zugesprochen.40 
Im Falle der ČSSR dürften derart spektakuläre Abschlüsse aufgrund der wechsel-
haften Befindlichkeiten in den bilateralen Beziehungen nicht in dieser Form mög-
lich gewesen sein. Zudem betrieb die ČSSR keine derartige Verschuldungspolitik wie 
beispielsweise die DDR und insbesondere Polen. Seitens Österreichs bestand daher 
durchaus Bereitschaft zu weiteren kreditfinanzierten Geschäften. Anlässlich des Be-
suchs von Bundespräsident Kirchschläger 1979 betonte der tschechoslowakische Fi-
nanzminister gegenüber Handelsminister Staribacher „aber ganz strikte, sehr freund-
schaftlich, die Tschechen machen jetzt eine viktorianische Finanzpolitik“.41 Für Staribacher 
war klar: „In Wirklichkeit haben sie die noch immer unveränderte Methode, nur so viel 
an Waren im Ausland zu kaufen, als sie unmittelbar bezahlen können.“ 42 Ab 1979 wurde 
die Handelsbilanz für Österreich schwer passiv. Nachdem sich der Handel bis 1977 
stetig und relativ gleichmäßig entwickelt hatte, stagnierte ab 1978 der österreichi-
sche Export, während der Import gleichzeitig eine starke Zunahme verzeichnete. 
Die Gründe für die Zunahme der österreichischen Importe lagen im Wesentlichen an 
den erhöhten tschechoslowakischen Lieferungen von Erdölerzeugnissen, Holz und 
Kohle. 1981 entfielen auf Kohle allein 24 % der Gesamtimporte aus der ČSSR, auf Holz 
27 % und auf Erdölerzeugnisse 15 %. Die Stagnation des österreichischen Exports war 
auf die allgemeine Drosselung der tschechoslowakischen Importe aus dem Westen 
zurückzuführen. Die meisten anderen Weststaaten — Österreich war nach der BRD 
der zweitwichtigste Handelspartner der ČSSR im Westen — waren von diesen Im-
portrestriktionen in ähnlicher Weise betroffen. Die Hoffnung, dass kreditfinanzierte 
Großaufträge diese ausgleichen könnten, bewahrheitete sich nicht.43 Zudem fielen 
nun auch die aus dem Vermögensvertrag resultierenden Zahlungen weg. 1981 als das 
Defizit auf drei Milliarden Schilling explodierte notierte Staribacher in sein Tage-
buch: „Die Tschechoslowakische Regierung hat das Prinzip keine Erhöhung der Verschul-
dung über das notwendige Niveau. Bei schlechten Ernten geht daher die Notwendigkeit von 
Landwirtschaftsimporten auf Kosten der Industrie.“44 Daher machte man sich nur ge-
ringe Hoffnungen auf weitere Großaufträge, man erwartete aber eine Beteiligung an 
Modernisierungs- und Rationalisierungsinvestitionen. Aufgrund der verhältnismä-
ßig geringen Verschuldung der ČSSR gegenüber Österreich, die 1981 etwas weniger 

40 Hierzu ausführlich: M. GRAF, Österreich und die DDR 1949–1989/90. Beziehungen — Kon-
takte — Wahrnehmungen, Dissertation, Wien 2012, S. 646–764, insbesondere S. 678–740.

41 Staribacher-Tagebücher, 12. März 1979, StBKA.
42 Ebenda.
43 [Vorbereitungsmappe] Staatsbesuch des Präsidenten der ČSSR, Dr. Gustáv Husák, in Ös-

terreich in der Zeit 16. -18. November 1982, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbezie-
hungen“, StBKA, Länderbox ČSSR 4.

44 Staribacher-Tagebücher, 21. Mai 1981, StBKA.
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als 6,5 Milliarden Schilling betrug, sah man trotz der anbrechenden Kreditkrise des 
Ostens, keinerlei Probleme bei der Übernahme von Bundeshaftungen für Exportge-
schäfte. Verstärkte Konsumgüterexporte, wie sie in andere sozialistische Staaten (so 
beispielsweise der DDR) erfolgten und die zu einer ausgeglicheneren Handelsbilanz 
hätten beitragen können, hielt man aufgrund der Devisenknappheit der ČSSR für we-
nig wahrscheinlich.45 Von 1979 bis 1982 war ein akkumuliertes österreichisches Defi-
zit von fast 10 Milliarden Schilling entstanden. Unter den RGW-Staaten hatte nur die 
Sowjetunion ein höheres Handelsbilanzaktivum mit Österreich zu verzeichnen. Da-
her erhoffte man gegen Ende der Ära Kreisky, dass die im Österreichgeschäft erwirt-
schafteten Devisen wieder größere Bezüge aus Österreich ermöglichen würden.46 Bis 
zur „samtenen Revolution“ des Jahres 1989 trat tatsächlich eine Besserung ein. 1988 
exportierte Österreich waren im Wert von 4,7 Milliarden Schilling und importierte 
für zirka 6 Milliarden Schilling. Das Defizit war auf 1,3 Milliarden Schilling gesun-
ken. Hiermit wurde eine generelle Tendenz der zweiten Hälfte der 1980er Jahre fort-
gesetzt. Der Aufbruch zu neuen Ufern erfolgte aber erst nach dem Ende des Kommu-
nismus in der ČSSR.47

Obwohl beide Seiten darin übereinstimmten, dass im Bereich der wirtschaftli-
chen Kooperation und in der Zusammenarbeit auf dritten Märkten die Zukunft lie-
gen würde, war diese bescheiden geblieben. Bereits 1971 wurde ein diesbezügliches 
Abkommen unterzeichnet,48 das bis Mitte der 1970er Jahre aber kaum Früchte trug.49 
Insbesondere im Vergleich mit anderen sozialistischen Staaten war die Zahl der Ko-
operationsgeschäfte gering geblieben. Von zirka 140 Kooperationen die zwischen 
österreichischen Unternehmen und ihren östlichen Partnern bestanden, entfielen 
lediglich vier auf die ČSSR. Die Hoffnung, dass sich mit der Verbesserung der bila-
teralen Beziehungen auch hier eine positive Entwicklung einstellen würde50 erfüllte 

45 [Vorbereitungsmappe] Arbeitsbesuch des Ministerpräsidenten der ČSSR, L. Štrougal, in 
Österreich; Mai 1981, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbeziehungen“, StBKA, Län-
derbox ČSSR 4.

46 [Vorbereitungsmappe] Staatsbesuch des Präsidenten der ČSSR, Dr. Gustáv Husák, in Ös-
terreich in der Zeit 16. -18. November 1982, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbezie-
hungen“, StBKA, Länderbox ČSSR 4.

47 AICHINGER, S. 79.
48 Staribacher-Tagebücher, 12. September 1971, StBKA. Für den Abkommenstext siehe: Ab-

kommen über die wirtschaftliche und industrielle Zusammenarbeit zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik, BGBl. Nr. 24/1972, 28. Jänner 1972.

49 Handelsminister Staribacher notierte hierzu nach einem ČSSR-Besuch bei dem er mit sei-
nem Amtskollegen Barčák zusammengetroffen war: „Die Kooperation läuft in vielen Arbeits-
gruppen, bringt aber keine Resultate. Die tschechische Industrie hat keine Bereitwilligkeit und Ös-
terreich wenig Lust. Diese Definition stimmt. Wir stimmen überein, dass die Verhandlungen eben 
zwischen den Unternehmungen wesentlich intensiver geführt werden müssten.“ Siehe: Stariba-
cher-Tagebücher, 14. August 1975, StBKA.

50 Information für den Herrn Bundeskanzler; Betr.: Österreichisch-tschechoslowakische 
Wirtschaftsbeziehungen, gezeichnet Sektionschef Meisl, Wien, 4. Februar 1976, Zl. 26.196.4/ 
/2-II/76, StBKA, Länderbox ČSSR 1.
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sich bis zum Ende der 1970er Jahre nicht.51 Anfang der 1980er Jahre dürften maximal 
25 Kooperationsverträge bestanden haben. Im Gespräch mit Bundeskanzler Kreisky 
während eines Arbeitstreffens 1981 gab Ministerpräsident Štrougal sogar zu, dass 
dies die Schuld der ČSSR sei52 und betonte: „Man sei tschechoslowakischerseits bestrebt, 
in dieser Hinsicht ein ähnliches Verhältnis wie es zwischen Österreich und Ungarn besteht 
zu erreichen. In diesem Sinn sei man in der ČSSR dabei, ähnliche wirtschaftliche Refor-
men einzuleiten wie in Ungarn, man stünde aber noch am Anfang.“53 Dies überrascht, 
da Staribacher stets darauf bedacht war die ČSSR protokollarisch nicht gegenüber 
Ungarn zu benachteiligen, um nicht den Eindruck einer Bevorzugung zu erwecken. 
So wollte er beispielsweise bei den schwierigen Verhandlungen über einen neuen 
langfristigen Handelsvertrag, auf die weiter unten eingegangen wird, nicht auf den 
mit Ungarn erreichten, der ČSSR zu weit gehenden, Formulierungen bestehen.54 Sta-
ribacher setzte auch symbolische Gesten. 1980 wurde vereinbart, dass die Sitzung der 
Gemischten Kommission unter Vorsitz der Minister beider Länder stattfinden sollte, 
wie dies mit Ungarn bereits der Fall war.55 Im Vergleich zu den Kooperationen mit 
Ungarn — zu dem Österreich Beziehungen pflegte die als eine Musterbeispiel der eu-
ropäischen Entspannung im Kalten Krieg gesehen werden können56 — nahmen sich 
die Kooperationen zwischen Österreich und der ČSSR marginal aus. Ihre Zahl wurde 
zwischen 5 und 25 beziffert im Vergleich dazu bestanden mit Ungarn 80 vertraglich 
fixierte Kooperationen.57

51 Staribacher-Tagebücher, 12. März 1979, StBKA.
52 Staribacher-Tagebücher, 25. Mai 1981, StBKA.
53 Resuméprotokoll über eine Besprechung anlässlich des Arbeitsbesuches des Ministerprä-

sidenten der ČSSR, L. Štrougal, in Österreich, Wien, 25. Mai 1981, StBKA, Länderbox ČSSR 4.
54 Staribacher-Tagebücher, 10. Januar 1980, StBKA.
55 „Dies bedeutet meiner Meinung nach, daß auch um die Tschechen nicht zu diskriminieren ein sol-

ches Angebot von mir den Tschechen gemacht werden mußte. Aus den vergangenen gelegentli-
chen Verhandlungen mit der ČSSR konnte ich feststellen, daß Barčák ganz besonders als Slowake 
die mit den Ungarn stets konkurrenzieren immer die Bemerkung machte, wir würden die Ungarn 
bevorzugen. Einen solchen Eindruck wollte ich unter allen Umständen verhindern. Die Tschechen 
haben daher den Vorschlag sofort positiv aufgenommen und Barčák war über meine Entscheidung 
und insbes[ondere die diesbezügliche] Erklärung sehr erfreut.“ Siehe: Staribacher-Tagebü-
cher, 18.–21. Juli 1980, StBKA.

56 Thesenhaft hierzu auf Basis neuer Archivquellen: T. BARANYI — M. GRAF — M. KRAJ- 
CÁR et al., A Masterpiece of European Détente? Austrian–Hungarian Relations from 1964 until 
the Peaceful End of the Cold War, in: Zeitgeschichte (erscheint 2014). Zu den Beziehungen 
zwischen Österreich und Ungarn im Kalten Krieg siehe zudem: A. GÉMES, Austrian-Hun-
garian Relations, 1945–1989, in: A. SUPPAN — W. MUELLER (Hg.), Peaceful Coexistence or 
Iron Curtain? Austria, Neutrality and Eastern Europe in the Cold War and Détente, 1955–1989, 
Wien 2009, S. 310–336; O. RATHKOLB, Die österreichische „Ostpolitik“ gegenüber Ungarn, in: 
I. MAJOROS — Z. MARUSZA — O. RATHKOLB (Hg.), Österreich und Ungarn im Kalten 
Krieg, Wien-Budapest 2010, S. 211–226; sowie die zeitgenössische politikwissenschaftli-
che Darstellung: Z. MLYNAR — H.-G. HEINRICH — T. KOFLER et al. (Hg.), Die Beziehun-
gen zwischen Österreich und Ungarn: Sonderfall oder Modell?, Wien 1985.

57 Staribacher-Tagebücher, 25. Mai 1981, StBKA. Zu den Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Österreich und Ungarn im Kaltem Krieg, siehe: Á. PPOGÁNY, Co-operation through the 
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Drei Bereiche an denen Österreich um 1980 gerne partizipiert hätte seien noch 
erwähnt. So zeigte man Interesse an einer Kooperation bei der Errichtung eines Han-
delszentrums in Prag. Staribacher konnte hierzu in sein Tagebuch vermerken: Dazu 
„wußte Barčák nichts außer daß eben […] für alle diese Projekte kein Geld vorhanden 
ist“.58 Zudem ging Österreich von tschechoslowakischem Interesse an einem ähnli-
chen Hotelbaukredit wie im Falle Ungarns (dem 300 Millionen Dollar zur Investition 
in die touristische Infrastruktur gewährt wurde) aus.59 Dies bestätigte sich auch im 
Rahmen der Sitzung der Gemischten Kommission im Oktober 1980. Staribacher blieb 
aber pessimistisch: „Die wichtigste Frage ist, daß die tschechische [sic!] Seite jetzt immer 
weniger Geld für Investitionen zur Verfügung hat, sie dürfte wahrscheinlich um keine Zu-
stände wie in Polen herbeizuführen, doch mehr für Konsumproduktion oder Einkauf aus-
geben.“60 Dennoch blieb der Wunsch Österreichs, an Hotelbauvorhaben in der ČSSR 
beteiligt zu werden, bestehen und wurde wiederholt vorgetragen. Außerdem wollte 
Österreich in Prag ein Casino errichten. Auch wenn dies die längste Zeit seitens der 
ČSSR aus prinzipiellen Gründen abgelehnt wurde, meinte der tschechoslowakische 
Außenhandelsminister Bohumil Urban, der Barčák 1981 abgelöst hatte, im Gespräch 
mit Staribacher: „Die Regierung wird alles untersuchen. Er selbst erklärt schon jetzt, ein 
Casino ruiniert nicht den Sozialismus.“61

III. 2. C) dER NEUE LANGFRISTIGE HANdELSvERTRAG — 
EINE SCHWERE GEBURT
In der Frage eines neuen langfristigen Handelsvertrags, die 1977 virulent wurde, 
holte die politische Situation die Wirtschaft definitiv ein. Im Gefolge der bilateralen 
Turbulenzen um die „Charta 77“ blieb der österreichische Entwurf eines neuen Han-
delsvertrages, der dem ungarischen Beispiel nachempfunden war, lange Zeit unbe-
antwortet. Dies lag unter anderem auch daran, dass Österreich Formulierungen in 
den Vertrag aufnehmen wollte, die zwar der Schlussakte von Helsinki entsprachen, 
aber für das tschechoslowakische Regime kaum annehmbar waren. Ziel der ČSSR 
war es zudem, dass der neue Vertrag auch handelspolitische Neuerungen umfassen 
sollte. Konkret meinte man damit eine Überwindung der sogenannten „Zolldiskrimi-
nierungen“ und eine Abschaffung des Vidierungsverfahrens. Hier beharrte die ČSSR 
im Vergleich zu den anderen RGW-Staaten auf für Österreich unannehmbaren Posi-
tionen. Als Staribacher im September 1977 seinem tschechoslowakischen Amtskol-
legen einen Besuch abstattete, einigte man sich grundsätzlich darauf, für den Zeit-
raum des Ausbleibens einer Lösung, den bestehenden Vertrag jeweils um ein Jahr zu 
verlängern. Das Ministertreffen fand „in freundlicher Atmosphäre statt. In politischer 
Hinsicht bedeutete es nach der Periode der Abkühlung im 1. Halbjahr 1977 einen Schritt zur 

Iron Curtain: Economic Relations between Austria and Hungary after the Second World War, in: 
G. ENDERLE-BURCEL — P. FRANASZEK — D. STIEFEL et al. (Hg.), Gaps in the Iron Cur-
tain. Economic Relations between Neutral and Socialist Countries in Cold War Europe, Kraków 
2009, S. 142–162.

58 Staribacher-Tagebücher, 16. Oktober 1980, StBKA.
59 Staribacher-Tagebücher, 7. Oktober 1980, StBKA.
60 Staribacher-Tagebücher, 16. Oktober 1980, StBKA.
61 Staribacher-Tagebücher, 4. Dezember 1981, StBKA.
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Verbesserung der österreichisch-tschechoslowakischen Beziehungen“.62 Bis zum Abschluss 
eines neuen Handelsvertrages sollten noch einige Jahre vergehen. In der Zwischen-
zeit mussten im bestehenden Rahmen zufriedenstellende Lösungen gefunden wer-
den. Anlässlich des Besuches von Bundespräsident Kirchschläger in der ČSSR 1979 
meinte der tschechoslowakische Staatschef Gustáv Husák: „Die Verhandlungen über 
den neuen Handelsvertrag sollen fortgesetzt werden, man sollte sie aber nicht dramatisie-
ren.“63 Auf österreichischer Seite standen dem neuen Vertrag die Bestrebungen des 
Außenministeriums, das zumindest einige der im Vertrag mit Ungarn enthaltenen 
Formulierungen durchsetzen wollte, im Wege. Anfang 1980 stimmten Außenminister 
Pahr und Handelsminister Staribacher dennoch darin überein, dass der Vertrag nun 
„endlich nach jahrelangen Verhandlungen zu finalisieren“ sei.64 Auch seitens der Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft waren dem Abschluss des Vertrages einige 
Steine in den Weg gelegt worden.65 Erst 1981 war der neue Handelsvertrag, der ei-
nige Zugeständnisse an die ČSSR enthielt, fertig und sollte anlässlich des Besuches 
von Husák in Wien unterzeichnet werden.66 Nach der Verschiebung des Besuches als 
Folge der „Affäre Hodic“67 erfolgte die Unterzeichnung durch Staribacher in Prag an-
lässlich der Sitzung der Gemischten Kommission im Dezember 1981.68 Der österrei-
chische Handelsminister definierte seine Rolle eindeutig: „Meine Funktion ist, genau 
[die gleiche] wie […] 1970 [als ich] das Bundesministerium übernommen habe und damals 
auch ein sehr frostiges Klima herrschte, [es geht darum] die Wirtschaftsbeziehungen weiter 
zu sichern.“69 Staribacher notierte weiter: „Die Aussprache insbesonders auch die mit [Mi-
nisterpräsident] Štrougal und die mit den sonstigen Teilnehmern dieser kleinen Gemisch-
ten Kommission war sehr freundschaftlich. Die ČSSR legt größten Wert darauf, so wie dies 
auch in den frostigen 70iger [sic!] Jahren der Fall war unter allen Umständen mir als Wirt-
schafts- u[nd] Außenhandelsminister zu zeigen und mir auch auf dem Weg mit zugeben, daß 
die ČSSR hofft, [dass] sobald als möglich diese Angelegenheit bereinigt wird.“70

III. 2. d) BIER UNd PERSÖNLICHE KONTAKTE ALS FAKTOR?
Staribacher sah sich also als Mittler, der auch in politisch schwierigen Zeiten den 
reibungslosen Ablauf der wirtschaftlichen Beziehungen garantieren und somit zu 

62 Botschafter Pasch an Bundesminister Pahr, Prag, 21. September 1977, Zl. 11-Pol/77, StBKA, 
Länderbox ČSSR 2.

63 Staribacher-Tagebücher, 12. März 1979, StBKA.
64 Staribacher-Tagebücher, 10. Januar 1980, StBKA.
65 Hier ging es aufgrund des tschechoslowakischen Widerstandes gegen das Vidierungsver-

fahren insbesondere darum keine Beschwerde beim GATT zu riskieren. Daher mussten 
bei einigen Produkten einvernehmliche Lösungen gefunden werden. Staribacher-Tage-
bücher, 16. März 1981, StBKA.

66 Staribacher-Tagebücher, 25. Mai 1981, StBKA.
67 Zur Verschiebung siehe auch: Staribacher-Tagebücher, 1. September 1981, StBKA.
68 Staribacher-Tagebücher, 6. November 1981, StBKA: Für den Vertragstext siehe: Langfris-

tiges Handelsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Re-
gierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik, BGBl. Nr. 172/1982, 20. Ap-
ril 1982.

69 Staribacher-Tagebücher, 4. Dezember 1981, StBKA.
70 Ebenda.
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einer Entspannung in den bilateralen Beziehungen beitragen wollte. Hilfreich da-
bei war, dass es Staribacher gelang ein gutes Verhältnis zu seinen tschechoslowaki-
schen Verhandlungspartnern zu etablieren. Dies ist zumindest der Eindruck wenn 
man die Einträge in seinem Tagebuch liest. Wenig überraschend spielte dabei auch 
das Bier eine gewisse Rolle. Im Frühjahr 1976 kam sein tschechoslowakischer Amts-
kollege Barčák zur Messe nach Wien. In diesem Rahmen fanden auch offizielle Ge-
spräche statt im Zuge derer Staribacher auch gewisse — wenn auch realitätsferne — 
österreichische Wünsche vortrug: „Die Ottakringer Brauerei möchte in Prag, Bratislava 
und anderen Städten Gold-Fassl-Restaurants errichten. Ich kann mir zwar nicht vorstellen, 
wie sie tatsächlich in der ČSSR bei dieser Reglementierung einen entsprechenden Betrieb er-
richten möchten, der für sie noch einen Profit abwirft. Barčák selbst gibt auch sofort zu, die 
Restaurant-Ketten in der ČSSR sind gegen jedwede Konkurrenz aus dem Ausland. Er wird 
aber die ganze Angelegenheit prüfen.“71

Der Sonntag nach dem Besuch der Messe bot Gelegenheit zu einem gemeinsamen 
Ausflug nach Salzburg und ins Salzkammergut. Im Zuge dessen wurde über viele 
Probleme in Ruhe gesprochen und Barčák gewährte Staribacher auch Einblicke in die 
internen Transaktionsprobleme des RGW. Der österreichische Handelsminister sah 
den Wochenendbesuch sehr positiv, da ihm dieser die Möglichkeit bot sich mit seinen 
Gästen persönlich zu beschäftigen und eine „gute Stimmung“ zu schaffen. In seinem 
Tagebuch hielt er fest: „Noch immer gilt in meinen Augen, dass ein persönlicher Einsatz 
von den anderen wesentlich mehr geschätzt wird als vielleicht manch gutes Geschäft. Viel-
leicht aber täusche ich mich auch in diesem Punkt.“72

Die Zusammenarbeit zwischen Staribacher und Barčák wurde seitens des 
tschechoslowakischen Ministerpräsidenten Štrougal anlässlich seines Wien-Besuchs 
1981, nachdem endlich Übereinkunft über den neuen langfristigen Handelsvertrag 
erzielt wurde, besonders hervorgehoben.73 Nach dem erneuten prompt erfolgten 
Rückschlag im bilateralen Verhältnis infolge der „Affäre Hodic“ trug Staribachers 
Prag-Besuch anlässlich der Unterzeichnung des Handelsvertrags zur angestrebten 
Normalisierung der Beziehungen bei.74

In Wien gehörte es zum üblichen Programm, die Besuche Barčáks und auch an-
derer Minister aus der ČSSR im Schweizerhaus ausklingen zu lassen. Staribachers 
diesbezüglicher Tagebucheintrag aus dem Mai 1981 liest sich wie folgt: „Den Abschluß 
bildete dann auf Wunsch der Tschechen [sic!] der Besuch ihres großen Budweiser Bierimpor-
teur[s] Kolarik im Prater. Dieses Schweizerhaus ist ungeheuer gut besucht, wir saßen im Gar-
ten unter den Leuten und Barčák meinte, was bräuchte eigentlich ein Minister mehr als hier 
zu sitzen und nichts zu tun, Prager Suppe zu essen und dann die obligatorischen Stelzen.“75

Anschließend begleitete Staribacher seinen Amtskollegen noch bis zu dem neu 
eröffneten Grenzübergang bei Laa an der Thaya (beziehungsweise Mikulov), der ei-

71 Staribacher-Tagebücher, 13. März 1976, StBKA.
72 Staribacher-Tagebücher, 14. März 1976, StBKA.
73 Staribacher-Tagebücher, 25. Mai 1981, StBKA. Zum Besuch siehe auch Staribachers Noti-

zen über Kreiskys Ausführungen im Ministerrat: Staribacher-Tagebücher, 26. Mai 1981, 
StBKA.

74 Staribacher-Tagebücher, 4. Dezember 1981, StBKA.
75 Staribacher-Tagebücher, 22. Mai 1981, StBKA.
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nes der Ergebnisse der sukzessive — wenn auch im Vergleich zu den anderen sozi-
alistischen Staaten nur langsam und mit Rückschlägen — verbesserten bilateralen 
Beziehungen.76 Geprägt von diesen positiven Erfahrungen war Staribacher bestrebt 
mit Barčáks Nachfolger Urban ein ähnliches Verhältnis zu etablieren. 1982 setzte er 
die Tradition des Besuchs im Schweizerhaus, trotz anderslautender Pläne des Proto-
kolls, fort: „Am Samstag abends sollten wir ein Ballett in der Oper besuchen, die Tschechen 
[sic!] haben aber lieber vorgezogen zu Kollaric [sic!, Kolarik] in den Prater zu gehen. Dies 
ist ein mit Budweiser Bier beliefertes riesiges Praterrestaurant. […] [Kolarik] hat dort aber 
wirklich beste Stelzen, prachtvolles Budweiser Bier und alle tschechischen Minister die ich 
bis jetzt gekannt habe, sind dort sehr gerne hingegangen. Mir konnte es nur recht sein.“77

Auch wenn diese Schlaglichter auf Staribachers persönlichen Umgang mit seinen 
tschechoslowakischen Kollegen wenig über das tatsächliche wechselseitige Verhält-
nis aussagen, so dürfte die dadurch geschaffene positive Stimmung zumindest nicht 
abträglich auf die Befindlichkeiten in den bilateralen Beziehungen gewirkt haben. 
Vielleicht liegt gerade hierin einer der Gründe, weshalb die wirtschaftlichen Bezie-
hungen stets weniger belastet waren als die politischen.

III. 3. ENERGIEImPORTE UNd dIE HETEROGENITÄT dES „OSTBLOCKS“

III. 3. A) PROBLEmBELAdENER STROm- UNd KOHLETRANSIT AUS POLEN
Seit der ersten Hälfte der 1970er Jahre stand ein Energielieferungs- und Kreditab-
kommen zwischen Polen und Österreich in Verhandlung. Der Grund für die Verzöge-
rung des Lieferabkommens waren angebliche Probleme bei den Transitverhandlun-
gen mit der ČSSR.78 Im österreichischen Handelsministerium gab es sogar Stimmen, 
die davon ausgingen, dass den Polen ein Scheitern der Transitverhandlungen recht 
wäre, da sie dann ihre im Gegenzug für die Kreditgewährung zugesagten Energielie-
ferungen nicht realisieren müssten.79 Bereits Mitte der 1970er Jahre herrschte große 
Skepsis ob und wie Polen seine Schulden überhaupt zurückzahlen können würde.80 
Der Vertragsabschluss verzögerte sich aufgrund des Ausbleibens einer Einigung zwi-
schen Polen und der ČSSR bis ins Jahr 197781 als eine trilaterale Regierungsverein-
barung geschlossen werden konnte.82 Auf Seiten Österreichs ging man davon aus, 
dass der Stromtransit von Polen über die ČSSR nach Österreich durch das dreiseitige 
Abkommen vom 31. August 1977, das erst Mitte 1979 in Kraft trat, zufriedenstellend 

76 Ebenda.
77 Staribacher-Tagebücher, 21.–23. Mai 1982, StBKA.
78 Staribacher-Tagebücher, 10. September 1974, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 14. Sep-

tember 1974, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 21. Februar 1975, StBKA; Staribacher-Tage-
bücher, 27. Februar 1975, StBKA.

79 Staribacher-Tagebücher, 6. Oktober 1976, StBKA.
80 Staribacher-Tagebücher, 14. August 1975, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 9. November 

1976, StBKA.
81 Staribacher-Tagebücher, 22. November 1976, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 23. Novem-

ber 1976, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 29. November 1976, StBKA; Staribacher-Tage-
bücher, 22. Dezember 1976, StBKA.

82 Staribacher-Tagebücher, 17. Jänner 1977, StBKA.
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gelöst sei.83 Entgegen der damit verbundenen Hoffnungen funktionierten die Liefe-
rungen aber niemals einwandfrei.84 Der österreichische Außenminister Pahr wertete 
den Vertrag trotzdem auch noch im Jahr 1980 als „Entgegenkommen“ der ČSSR.85 Auf-
grund der bestehenden Probleme zerschlug sich aber die Idee nach dem Vorbild die-
ses Vertrags eine Kohlepipeline von Polen über die ČSSR nach Österreich zu legen,86 
an der man in Wien jahrelang großes Interesse gezeigt hatte,87 relativ bald im Jahr 
1980,88 als sich die Krise in Polen verschärft hatte. Exemplarisch für die Situation bei 
den Strom- und Kohlelieferungen sei ein Tagebucheintrag Staribachers aus dem Jahr 
1979 (also noch vor Ausbruch der Polen-Krise) auszugsweise zitiert, der die bestehen-
den Probleme veranschaulicht: „Die Verhältnisse zwischen den Tschechen und Polen müs-
sen wirklich fast auf einem [sic!] Tiefpunkt gesunken sein. Die erste Ausrede der Tschechen 
war, dass die Waggons eingegangen sind. Ich weiss nicht welche Absicherung wir bezüglich 
der Energielieferungen machen können. Im heurigen Winter hat man uns 108 GWH [Giga-
wattstunden] nicht geliefert, teils polnischer Strom, teils tschechischer, jetzt die Unterbre-
chung der Kohlelieferungen nach Pinkafeld zum Fernheizkraftwerk. Wohin dies in Zukunft 
führen wird, ist mir schleierhaft.“89

Die von Österreich angestrebte Ausweitung der Stromlieferungen war angesichts 
der Situation illusorisch. Dazu fehlten sowohl die Leitungen (da die bestehenden 
ausgelastet waren) als auch der Wille und die Mittel neue zu legen.90 Der Bau eines 

83 [Vorbereitungsmappe] Offizieller Besuch des Vorsitzenden der Regierung der ČSSR Dr. 
Lubomír Štrougal in Österreich (22. bis 23. November 1977), StBKA, Länderbox ČSSR 2. 
Das Abkommen „Dreiseitiges Übereinkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung, 
der Regierung der Volksrepublik Polen und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik über die Sicherung und ordnungsgemäße Durchführung der Lieferung, des Tran-
sites und der Übernahme elektrischer Energie aus der Volksrepublik Polen über das Territorium 
der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik nach der Republik Österreich“ wurde offen-
bar nicht im BGBl. veröffentlicht.

84 Große Probleme gab es im Winter 1979, siehe: Staribacher-Tagebücher, 26. März 1979, 
StBKA.

85 Resumeeprotokoll über das bilaterale Gespräch zwischen dem Herrn Bundesminister und 
Außenminister Bohuslav Chňoupek am 16. Mai 1980 im Hotel Bristol, StBKA, Länderbox 
ČSSR 7.

86 [Vorbereitungsmappe] Offizieller Besuch des Vorsitzenden der Regierung der ČSSR 
Dr. Lubomír Štrougal in Österreich (22. bis 23. November 1977), StBKA, Länderbox ČSSR 2.

87 [Vorbereitungsmappe] Offizieller Besuch des Vorsitzenden der Regierung der ČSSR 
Dr. Lubomír Štrougal in Österreich (22. bis 23. November 1977), StBKA, Länderbox ČSSR 
2; Staribacher-Tagebücher, 15. März 1979, StBKA; Resumeeprotokoll über das bilaterale 
Gespräch zwischen dem Herrn Bundesminister und Außenminister Bohuslav Chňoupek 
am 16. Mai 1980 im Hotel Bristol, StBKA, Länderbox ČSSR 7.

88 Staribacher-Tagebücher, 16. Oktober 1980, StBKA.
89 Staribacher-Tagebücher, 12. März 1979, StBKA.
90 Das Problem erweiterter Lieferungen wurde bereits am Rande des Arbeitsgespräches zwi-

schen Kreisky und Štrougal im November 1977 angesprochen. Der tschechoslowakische 
Ministerpräsident hatte sich diesbezüglich sehr zurückhaltend geäußert. Siehe: Protokoll 
über das Arbeitsgespräch zwischen Bundeskanzler Dr. Kreisky und dem Vorsitzenden der 
Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik, Dr. Lubomír Štrougal, in 
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Energiezentrums in Polen hatte sich mangels Kooperationsbereitschaft der sozia-
listischen „Bruderstaaten“ bald wieder zerschlagen.91 1980 verschärfte sich die Lage 
erneut. In Zukunft wollte die ČSSR mit dem Transit auch Devisen verdienen. Stari-
bacher vermerkte in sein Tagebuch: „Die Auseinandersetzungen zwischen den Polen und 
Tschechen wurde mir vertraulich mitgeteilt, haben oft ein Ausmaß, daß man sich nur mehr 
anbrüllt und ganz protokollwidrig verhandelt. Von mir schätzte man sehr hoch ein, daß ich 
mich in diese Auseinandersetzung niemals eingemischt habe […].“92 Staribacher erachtete 
trilaterale Verhandlungen für nötig. Mit der Polen-Krise 1980/81 kamen die Importe 
aus Polen zeitweise vollkommen zum Erliegen.93 Dagegen sicherte die ČSSR zu ihre 
Kohlelieferungen zu erfüllen. Da sie ihre Produktionskapazitäten nicht ausweiten 
konnte, kündigte sie an von den Lieferungen in andere westliche Staaten mit denen 
weniger intensive Beziehungen bestanden, die für Österreich notwendigen Mengen 
abzuzweigen.94

III. 3. B) dAS KRAFTWERKSPROJEKT GABčÍKOvO/NAGYmAROS —  
EIN WEITERES KONFLIKTFELd
Ein weiteres Beispiel aus dem Bereich der Energiewirtschaft zeugt ebenfalls von der 
schwerwiegenden Heterogenität des sogenannten „Ostblocks“. Seit 1960 war klar, 
dass Österreich kein Interesse an einem gemeinsamen Wasserkraftwerk im Gebiet 
Wolfsthal-Bratislava hatte.95 Ungarn und die ČSSR hatten ein solches bei Gabčíkovo 
und Nagymaros geplant. Österreich war über die diesbezüglichen Entwicklungen 
stets gut informiert, da es davon direkt betroffen war und im Falle einer Realisierung 
einen anteilsmäßigen Strombezug erwartete.96 Die Unstimmigkeiten zwischen der 
ČSSR und Ungarn — die bis zum Ende des Kalten Krieges andauern sollten — blie-
ben den Österreichern nicht verborgen. Nach einem Gespräch mit dem tschechoslo-
wakischen Außenhandelsminister Urban notierte Staribacher in sein Tagebuch: „Er 
erklärte freimütig, die Tschechen hätten schon sehr viel investiert, wovon ich mich 
beim letzten Besuch tatsächlich überzeugen konnte, während die Ungarn sich un-
geheuer Zeit lassen.“97 Staribacher wusste „von der ungarischen Seite“, daß diese „an 

Wien am 22. November 1977, in: ÖStA, AdR, BMfAA, II-Pol 1977, ČSSR, GZ. 35.18.01/60-
II.3/77. Die Gründe für das Scheitern der österreichischen Pläne wurden 1979/80 offen-
kundig. Siehe: Staribacher-Tagebücher, 18. Juni 1979, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 
20. Juni 1979, StBKA; Staribacher-Tagebücher, 23. September 1980, StBKA.

91 Staribacher-Tagebücher, 23. Juli 1980, StBKA.
92 Staribacher-Tagebücher, 18.–21. Juli 1980, StBKA.
93 Zu Österreich und der Krise in Polen 1980/81 siehe: O. RATHKOLB, Austria: An Ambiva-

lent Attitude of Trade Unions and Political Parties, in: I. GODDEERIS (Hg.), Solidarity with 
Solidarity: Western European Trade Unions and the Polish Crisis, 1980–1982, Lanham 2010, 
S. 269–288; siehe zudem: Staribacher-Tagebücher, 7. April 1981, StBKA.

94 Staribacher-Tagebücher, 18.–21. Juli 1980, StBKA.
95 [Vorbereitungsmappe] Staatsbesuch des Präsidenten der ČSSR, Dr. Gustáv Husák, in Ös-

terreich in der Zeit 16.–18. November 1982, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbezie-
hungen“, StBKA, Länderbox ČSSR 4. Zum Scheitern des gemeinsamen Kraftwerksprojekt 
ausführlich: SCHRIFFL, S. 479–490.

96 Staribacher-Tagebücher, 23. Juli 1980, StBKA.
97 Staribacher-Tagebücher, 21.–23. Mai 1982, StBKA.
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der Fertigstellung dieses Kraftwerkes überhaupt kein Interesse“ hatte. Als Gründe hier-
für waren Staribacher ungarische Sorgen wegen der möglichen Auswirkungen auf 
die Landwirtschaft und das Fehlen einer Finanzierungsmöglichkeit bekannt.98 Nach 
einem weiteren Gespräch mit dem ungarischen Außenhandelsminister notierte er: 
„Die ungarische Seite hat Angst wegen der Wasserwirtschaft in diesem Gebiet. In 
Wirklichkeit aber kein Geld.“99 Auch hier regte Staribacher trilaterale Gespräche 
an,100 eine Idee die letztendlich aber weder von der ČSSR noch von Ungarn aufgegrif-
fen wurde.101 Das gemeinsame Projekt scheiterte schlussendlich. Während die slo-
wakische Staustufe vollendet wurde, blieb das Projekt auf ungarischer Seite, nicht 
zuletzt aufgrund des großen Widerstandes seitens der Bevölkerung in der frühen 
Transformationszeit, unrealisiert. Ein jahrelanger Rechtsstreit war die Folge.

IV. SCHLUSSBETRACHTUNG

Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und der Tschechoslowakei in der 
Ära-Kreisky stellen gewissermaßen einen Sonderfall des österreichischen Osthan-
dels jener Zeit dar. Während die RGW-Staaten (ohne Sowjetunion) in der Regel mit 
hohen Defiziten im bilateralen Handel mit Österreich zu kämpfen hatten, war die 
Bilanz der Tschechoslowakei mit Ausnahme der Jahre 1976/77 durchgängig aktiv. Ab 
1979 explodierten die jährlichen österreichischen Defizite und überstiegen zeitweise 
sogar die 3-Milliarden-Schilling-Marke. Dies lag an einer Ausweitung sowie an der 
Verteuerung der österreichischen Rohstoffimporte. Die Warenstruktur war im We-
sentlichen unverändert geblieben. Im Gegensatz zu den Handelsbeziehungen mit 
den anderen RGW-Staaten vermochten auch Großaufträge im Bereich des Industrie-
anlagenbaus keinen Ausgleich beziehungsweise ein Aktivum im bilateralen Handel 
herbeizuführen. Einer der Gründe hierfür war, dass die ČSSR keine Konsumgüterim-
porte größeren Umfangs aus Österreich tätigte. Auch die Kooperationen auf dritten 
Märkten blieben unter dem mit anderen sozialistischen Staaten erreichten Niveau. 
Die Kreditschulden der ČSSR gegenüber Österreich waren im Vergleich zu anderen 
Staaten wie Ungarn oder der DDR erheblich geringer.

Das Fehlen stabiler politischer Beziehungen wirkte sich mit Sicherheit nicht för-
derlich auf die Wirtschaftsbeziehungen aus. Ob freundschaftlichere Beziehungen 
eine ausgeglichene Handelsbilanz zur Folge gehabt hätten, kann auf Basis der ver-
wendeten Quellen nicht abschließend beurteilt werden. Am Beispiel des Abschlusses 
eines neuen langfristigen Handelsvertrages zeigte sich der Einfluss von Konjunktu-
ren in den bilateralen Beziehungen aber deutlich. Die österreichische Wirtschafts-
politik und ihr exponiertester Vertreter, Handelsminister Josef Staribacher, waren 
stets auf Ausgleich bedacht. Das gilt sowohl für den bilateralen Handel als auch für 

98 Ebenda.
99 Staribacher-Tagebücher, 18. Juni 1982, StBKA.
100 Ebenda.
101 [Vorbereitungsmappe] Staatsbesuch des Präsidenten der ČSSR, Dr. Gustáv Husák, in Ös-

terreich in der Zeit 16.–18. November 1982, hier Abschnitt 6 „Bilaterale Wirtschaftsbezie-
hungen“, StBKA, Länderbox ČSSR 4.
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den Energietransit. Wie auch vor dem Jahr 1974 waren die Wirtschaftsbeziehungen 
weniger belastet als die politischen. Aufgrund der politischen Lage und der von an-
deren RGW-Staaten abweichenden Außenhandels- und Wirtschaftspolitik der ČSSR 
konnte diese aber keine besondere Dynamik entfalten.

Dennoch ist abschließend zu betonen, dass sich die bilateralen Beziehungen in 
der Ära Kreisky deutlich verbessert haben. Die Entwicklung auf politischer Ebene 
macht dies deutlich. In ihrer darüber hinaus gehenden Qualität blieb die Entwick-
lung der Beziehungen im Vergleich zu anderen sozialistischen Staaten zurück. Auch 
wenn in weiteren sensiblen Bereichen (wie zum Beispiel der Eröffnung zusätzlicher 
Grenzübergänge) eine sukzessive Verbesserung der Beziehungen gelang, war vie-
les, das beispielsweise mit Ungarn kein Problem war, mit der ČSSR unrealisierbar 
geblieben. Als Beispiel hierfür kann der mit Ungarn 1978 abgeschlossene Vertrag 
über die Aufhebung des Visumszwanges gelten. Wie viel sich aber insbesondere auf 
der psychologischen Ebene und trotz der regelmäßigen Rückschläge bis zum Ende 
der Ära Kreisky dennoch getan hatte macht eine Aussage Kirchschlägers deutlich. 
1983 charakterisierte der Bundespräsident bei seinem DDR-Besuch im Gespräch mit 
Staats- und Parteichef Erich Honecker die Entwicklung der Nachbarschaftsbezie-
hungen folgendermaßen: „Ich denke daran, daß ein Segelflugzeug über die Grenze kam 
und drüben abgeschossen wurde. Heute kommt ein Hubschrauber über die Grenze, und der 
Oberst wird noch mit Pilsner Bier bewirtet.“102

ECONOMIC RELATIONS IN THE KREISKY ERA: DEVELOPMENTS  
AND PROBLEMS OF AUSTRIAN OSTHANDEL WITH CZECHOSLOVAKIA 1973–1983
ABSTRACT
Austrian–Czechoslovakian economic relations constitute a special case auf Austria’s Osthandel (Eas-
tern Trade) in the Cold War era. The reasons for this can be traced back to the historical develop-
ment of economic exchange as well as the complicated political relations between Vienna and Pra-
gue. Against this historical background and the context of Austria’s Ostpolitik and Osthandel after 
1945, the study delivers a first analysis of economic interactions in the Kreisky era (1970–1983). The 
post-1945 development of bilateral relations between the two Central European neighbors also hin-
dered improvement on the economic level. In comparison to other Socialist states, Austria’s natio-
nalized industries played a rather small roll in trade with Czechoslovakia. Despite good will on both 
sides, negotiations on the ministerial level remained complicated. While most COMECON members 
(except the Soviet Union) continuously faced severe trade balance deficits with Austria, Czechoslo-
vakia’s balance was usually active. By the end of the 1970s, Austria’s deficit grew massively. Additio-
nally, this article presents case studies on trilateral cooperation in the fields of economic and energy 
supplies. The difficulties in realizing those projects with Poland or Hungary strengthen the image 
of a highly heterogeneous “Eastern bloc”. The analysis is primarily based on Austrian and East Ger-
man archival sources.

102 Stenografische Niederschrift der offiziellen Gespräche des Generalsekretärs des Zentral-
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und Vorsitzenden des Staats-
rates der Deutschen Demokratischen Republik, Genossen Erich Honecker, mit dem Bun-
despräsidenten der Republik Österreich, Herrn Dr. Rudolf Kirchschläger, in Berlin im 
Amtssitz des Staatsrates, 11. Oktober 1983, Stiftung Archiv der Parteien und Massenorga-
nisationen der ehemaligen DDR im Bundesarchiv Berlin — Lichterfelde (SAPMO-BArch), 
DY 30/2474, Bl. 210–261.
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